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Zusammenfassung

Im vorliegenden Arbeitspapier werden die Einstellungsveränderungen der Ostdeutschen
zur Demokratie und zur gesellschaftlichen Mitwirkung untersucht.

Im Unterschied zur öffentlichen Diskussion, die den Ostdeutschen mangelnde
Akzeptanz demokratischer Prinzipien unterstellt, wird in der vorliegenden Studie
anhand aktueller Daten gezeigt, daß die Mehrheit der Ostdeutschen demokratische
Grundwerte vertritt und das bundesdeutsche Demokratiemodell annimmt. Gleichzeitig
bestehen in beachtlichem Umfang kritische Haltungen zum politischen System und zu
der in den letzten Jahren praktisch erlebten Demokratie.

Obwohl das politische Interesse und die Mitwirkungsbereitschaft im politischen
Bereich nach der „Wendeeuphorie“ auf ein geringes Niveau gesunken sind, ist ein
beachtlicher Anteil der Ostdeutschen heute bereit, sich im sozialen Bereich und in
Freizeitorganisationen zu engagieren. Die hohe Wertschätzung zwischenmenschlicher
Beziehungen weist zugleich auf die unverminderte Bedeutung von
Gemeinschaftsaspekten und ein weiterhin funktionierendes soziales Beziehungsgefüge
hin.

Abstract

This paper analyses the changes in the outlook of East Germans on democracy and
social engagement.

Contrary to the public discussion, assuming a lack of acceptance of democratic
principles by the East German citizens, this paper shows that the majority of the East
Germans advocate basic democratic values and accept the model of democracy of the
Federal Republic. The research is based on current empirical data. At the same time, the
East Germans are rather critical of the existing political system as well as of the forms
of democracy they have experienced over the last years.

After the euphoria of the time when the Wall had come down, political interest and
readiness for political participation had reached a rather low level. Nevertheless, a
significant percentage of East Germans now expressed their readiness to engage
themselves in the social sphere und in leisure-time activities. The high significance
which they assign to human relations also confirm the undiminished importance of the
aspects of community and a functioning social network.
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1 Einführung1

Die bereits früher vertretene Position (vgl. Priller 1992, 1997), daß die Herausbildung
demokratischer Verhältnisse in Ostdeutschland nach dem Muster der alten Bundesrepu-
blik ein langwieriger, noch nicht abgeschlossener Prozeß ist, hat nach zehn Jahren
Transformation weiterhin Gültigkeit. Die Veränderungen in den Einstellungen, Verhal-
tensweisen und Befindlichkeiten der Ostdeutschen werden von der Öffentlichkeit und
der Politik häufig nur als Angleichung an die Niveaus der Westdeutschen und als eine
Frage der Zeit angesehen. Bei einer Bilanz der aktuell wahrzunehmenden politischen
Einstellungen und der tatsächlich erreichten gesellschaftlichen Partizipation wird eine
gewisse Ungeduld hinsichtlich der eingetretenen Veränderungen zum Ausdruck ge-
bracht. Äußerungen über ein fehlendes Demokratieverständnis der Ostdeutschen entfa-
chen stets erneut die öffentliche Diskussion. Die Aufregung über eine weiterhin ausste-
hende völlige Angleichung an das Demokratieverständnis der Menschen in den alten
Bundesländern mag einerseits unter dem Vorsatz, eine vollständige Angleichung des
Ostens an den Westen erreichen zu wollen, verständlich sein. Andererseits stellt sich die
Frage, ob die häufig benutzte Argumentation, daß auch die demokratische Entwicklung
in Westdeutschland nach 1945 einen längeren Anlauf benötigte, für Ostdeutschland
noch weiter vertretbar bleibt oder ob sich die kritische Haltung der Ostdeutschen nicht
auch gegen einen gewissen Automatismus und Formalismus des demokratischen Sy-
stems der Bundesrepublik richtet. Es ist deshalb angebracht, verstärkt nach Ursachen
und Faktoren zu suchen, die zu den kritischen ostdeutschen Positionen in diesem wich-
tigen Feld der Gesellschaft beitragen.

Im alltäglichen politischen Leben in den neuen Bundesländern hat sich in vielerlei
Hinsicht eine „Kontinuität der besonderen Situation“ durchgesetzt. Erinnert sei z.B. an
die starke Repräsentanz der PDS in den demokratischen Institutionen der neuen Bun-
desländer oder in jüngster Zeit an die Koalitionsregierung von SPD und PDS in Meck-
lenburg/Vorpommern ebenso wie an die Wahlerfolge der rechtsgerichteten DVU in
Sachsen-Anhalt und Brandenburg bei den letzten Landtagswahlen. Zugleich stellt sich
die Frage, inwieweit das politische und gesellschaftliche Leben in den neuen Bundes-
ländern eine ‚Spezifik von stärkerer Dauerhaftigkeit‘ aufweist. Es ist offenbar nicht zu
unterschätzen, daß Unterschiede in der historischen Situation und die vielschichtige
Einbindung der Bürger in wirtschaftliche wie allgemeine gesellschaftliche Entwick-
lungsprozesse einen nicht zu vernachlässigenden Einfluß auf ihre Einstellungen und
Verhaltensweisen haben.

Eine wesentliche Komponente der ostdeutschen Transformation betraf gerade die
Veränderungen im politischen Leben. Sie vollzogen sich vor allem durch die feste Etab-
lierung der demokratischen Institutionen der Bundesrepublik Deutschland in Ost-
deutschland. Es erwies sich, daß die Herausbildung demokratischer Verhältnisse in den
                                               
1 Die wichtigste Datenbasis der folgenden Darstellungen sind die seit 1990 jährlich durchgeführten

Untersuchungen „leben ‘90“ bis „leben ‘99“ des Sozialwissenschaftlichen Forschungszentrums Berlin
- Brandenburg e.V. (SFZ). Im Rahmen dieser Erhebung werden jährlich ca. 1500 Ostdeutsche zur
Veränderung ihrer Lebenslage und zu Einstellungen und Zufriedenheiten befragt.
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neuen Bundesländern nicht auf die institutionelle Seite und den erfolgreichen Institutio-
nentransfer beschränkt werden darf. Von besonderem Interesse für die Untersuchung
der Demokratieentwicklung und der gesellschaftlichen Partizipation ist es deshalb, wie
die Ostdeutschen mit dem Netzwerk der politischen Strukturen zurechtkommen, wie sie
es akzeptieren und selbst zur Artikulierung und Durchsetzung eigener Interessen nutzen.
Gleichzeitig geht es dabei um die eigenständige Herausbildung und Entwicklung zivil-
gesellschaftlicher Strukturen, wie sie sich durch intermediäre Organisationen in Form
von Parteien, Verbänden und Vereinen (vgl. Zimmer/Priller/Anheier 1997) oder insge-
samt bei der Gestaltung von sozialen Beziehungen zeigen.

Indem diese Aspekte in die Betrachtung mit einbezogen sind, geht der an dieser
Stelle verwendete Ansatz weiter als jener der traditionellen Demokratieforschung und
versucht auf der empirischen Ebene, mit einigen Indikatoren Anschluß zu finden an jene
Diskussionen, die in den Konzepten zu Zivilgesellschaft und sozialem Kapital eine
Rolle spielen.

Die empirische Betrachtung der Demokratieentwicklung in Ostdeutschland bildet
den Schwerpunkt der folgenden Darstellungen (einen Überblick zu theoretischen Kon-
zepten und zur politikwissenschaftlichen Analyse geben u.a. Eisen/Kaase 1996). Uns
interessieren an dieser Stelle besonders politische Einstellungen, Orientierungen und
Bewertungen sowie jene Aktivitäten, die gesellschaftliche Einbindung und Partizipation
direkt zum Ausdruck bringen. Durch die Anlage der den Analysen zugrundeliegenden
Erhebungen (vgl. Winkler 1999, S. 10-13) können wichtige Daten zu einem großen Teil
über fast zehn Jahre fortgeschrieben werden. Dabei wird methodische Kontinuität durch
die Rezipierung früher gestellter Fragen erreicht, und gleichzeitig werden neue Ge-
sichtspunkte in die Betrachtungen aufgenommen.
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2 Phasen der bisherigen Entwicklung

Mit der Übernahme des Institutionengefüges der Bundesrepublik wurden 1990 wichtige
Rahmenbedingungen für die demokratische Ausgestaltung der neuen Bundesländer ge-
schaffen. Diese Optionen allein reichten jedoch offenbar nicht aus, um die ostdeutsche
Gesellschaft fundamental umzugestalten. Für eine grundlegende Demokratisierung sind
zugleich entsprechende wirtschaftliche, soziale und kulturelle Bedingungen, ein funk-
tionierendes Institutionengefüge und eine entsprechende politische Kultur von entschei-
dender Bedeutung. Unverzichtbar bleibt weiterhin das umfassende und eigenständige
Engagement der Bürger für die erfolgreiche Gestaltung der Gesellschaft. Dies setzt u.a.
eine Mitwirkungsbereitschaft voraus, die auf Kenntnissen des demokratischen Systems
und auf selbst gemachten Erfahrungen aufbaut. Es soll deshalb untersucht werden, wie
die Ostdeutschen das gegenwärtige Demokratiesystem nach den bisher gemachten Er-
fahrungen bewerten, inwiefern sie es annehmen und selbst gestalten. Neben der Unter-
suchung von Zustimmung und Akzeptanz sind dabei vor allem kritische Bewertungen,
unerfüllte Hoffnungen und künftige Mitwirkungsaktivitäten zu berücksichtigen.

Einstellungen, Erwartungen und Verhaltensweisen der Ostdeutschen haben sich be-
kanntlich im politischen Bereich nach 1989 in beträchtlichem Maße verändert. Sie re-
flektieren eine dynamische und zugleich widersprüchliche Entwicklung. Die breite Ak-
tivierung des größten Teils der ostdeutschen Bevölkerung 1989/1990, die als „politi-
scher Aufbruch“ bezeichnet wird, trug bekanntlich entscheidend zum Zusammenbruch
der DDR-Strukturen bei. Das hohe Maß an politischer Aktivität und gesellschaftlicher
Beteiligung bei der Neugestaltung der ostdeutschen Gesellschaft setzte sich allerdings
in den folgenden Jahren nicht in dem gleichen Umfang fort. Bereits unmittelbar nach
1990 kam es zu tiefen Einbrüchen in der gesellschaftlichen Partizipation und darüber
hinaus zu einem Rückgang des politischen Interesses. Diese Tendenzen haben zwar in
den folgenden Jahren an Dynamik verloren, jedoch bleiben die Anzeichen für Fort-
schritte in diesem Bereich weiterhin beschränkt.

Natürlich konnte aus der schlichten Übertragung des gesetzlichen Rahmens und der
Institutionen der alten Bundesrepublik auf Ostdeutschland nicht automatisch und sofort
deren vollständige Akzeptanz durch alle ehemaligen DDR-Bürger erwartet werden.
Nachteilig wirkte sich besonders aus, daß die übertragenen Institutionen hier nicht hi-
storisch gewachsen sind und einer teilweise anderen Problemlage gegenüberstehen als
in Westdeutschland.

Wenn man die gesellschaftlichen Veränderungen seit 1990 unter institutionellen
Aspekten betrachtet, heben sich bisher drei Phasen in der Demokratieentwicklung und
gesellschaftlichen Mitwirkung deutlich ab:

a) Umbruch- und Umbauphase

Diese erste Phase kennzeichnete vor allem den Zusammenbruch der alten DDR-Struktu-
ren und die Herausbildung neuer Institutionen. Von dem Niedergang waren die Ein-
richtungen der zentralen staatlichen Administration bis hin zur kommunalen Ebene so-
wie die Parteien und Organisationen gleichermaßen betroffen. In dieser Zeit meldete
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sich nicht nur eine große Zahl der DDR-Bürger durch Demonstrationen kritisch zu
Wort, sondern in zahlreichen Gremien und Versammlungen wurden die bisherigen Zu-
stände kritisiert sowie organisatorische und personelle Veränderungen durchgesetzt. Die
Währungsunion und letztlich die Herstellung der deutschen Einheit beschleunigten
gleichzeitig die Übernahme westdeutscher Strukturen durch den sogenannten Institutio-
nentransfer (vgl. Lehmbruch 1993). In der neu entstehenden Parteien- und Organisati-
onslandschaft kristallisierte sich im Vergleich zu Westdeutschland eine Reihe von Be-
sonderheiten heraus, so daß man von einer heterogenen Strukturbildung (vgl. Beyme
1994, S. 257) sprechen kann. Diese erste Phase des „Ankommens in der neuen Gesell-
schaft“ reicht etwa bis 1993.

b) Konsolidierungsphase

Ab 1994 setzte eine zweite Phase der Demokratieentwicklung und gesellschaftlichen
Mitwirkung ein. Ausgehend von der festen Etablierung des Institutionengefüges nach
westdeutschem Muster, dem weitgehenden Abschluß der Aufbauphase und der Über-
windung von Anfangsschwierigkeiten arbeiteten viele Verwaltungen, Behörden und
gesellschaftliche Einrichtungen in dieser Zeit wirksam und erfolgreich. Dies wurde von
den Ostdeutschen in der Regel in ihren Bewertungen honoriert. Gleichzeitig blieb ein
beachtlicher Widerspruch zwischen den hohen Erwartungen, die sich vor allem in der
Wendezeit ausprägten, der kritischen Wahrnehmung von Zuständen und Entwicklungen
in der aktuell erlebten Demokratie und den Partizipationsmöglichkeiten bestehen.

c) Phase zunehmender Akzeptanz, Anpassung und der Behauptung von
Eigenständigkeit

Die sich seit 1997 (vgl. Priller 1997a, S. 45f.; 1997b, S. 286f.) abzeichnende Phase all-
gemeiner Resignation hat sich in den letzten beiden Jahren nicht bestätigt. Hingegen
sind die Anzeichen für ein gewachsenes Selbstbewußtsein der Ostdeutschen und die
Festigung einer spezifischen, nicht rückwärtsgerichteten Ostidentität auszumachen (vgl.
Winkler 1997). Diese äußert sich zwar in hohem Maße als „Abgrenzungsidentität“, be-
inhaltet im Kern jedoch eher das „Bedürfnis nach Anerkennung“ (vgl. Pollack 1998)
und Selbstbehauptung. Eine geringe Bedeutung hat dabei die Rückbesinnung auf be-
stimmte Erfahrungen, die unter DDR-Bedingungen gemacht wurden und dort u.a. für
ein „Überleben“ erforderlich waren und somit das gesellschaftliche Leben kennzeich-
neten. Kooperationsbereitschaft und gemeinsames Wirken anstelle von Konkurrenz und
Atomisierung der Individuen können jedoch auch künftig zu jenen Merkmalen gehören,
die besonders auf der lokalen und regionalen Ebene das Handeln gesellschaftlicher Ak-
teure mitbestimmen. Im Zuge der Selbstbehauptung der Ostdeutschen entsteht zwar die
Gefahr einer gewissen Selbstausgrenzung, die ähnlich wie in der DDR zum Nebenein-
anderbestehen einer offiziellen und einer privaten politischen Kultur führen kann.
Gleichzeitig stellen diese Tendenzen des Suchens nach neuen Demokratieformen und
die Entwicklung eigenständiger Strukturen und Wege durchaus Potentiale dar, um ge-
gen vorhandene Formalismen und Erstarrungen in der Demokratie der Bundesrepublik
aktiv zu werden. Letztlich können sie damit zu einer Bereicherung der demokratischen
Praxis der Bundesrepublik führen.
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3 Einstellungen zur und Bewertungen der Demokratie

3.1 Akzeptanz demokratischer Grundwerte

Unmittelbar nach 1990 durchgeführte Untersuchungen wiesen eine hohe Zustimmung
der Ostdeutschen zu demokratischen Grundwerten und eine überwiegende Akzeptanz
des westdeutschen Demokratiemodells bei der Mehrheit der ostdeutschen Bevölkerung
nach. So wurden freie und geheime Wahlen, Rechtsstaatlichkeit, freie Gewerkschaften,
das Vorhandensein einer Opposition, eine freie Presse, die Bildung von Vereinigungen,
unabhängige Kontrollorgane und Reisefreiheit von der großen Mehrheit der Ostdeut-
schen als Bestandteile von Demokratie (zumeist mit jeweils weit über 90 Prozent) ange-
sehen (vgl. Priller/Weichert 1992). Vergleichsuntersuchungen zwischen beiden Lan-
desteilen bestätigten außerdem die weitgehende Übereinstimmung zwischen West- und
Ostdeutschen in der Unterstützung demokratischer Grundwerte und Normen (vgl. Ga-
briel 1994, S. 32; 1996, S. 253; Fuchs/Roller 1997, S. 614f.).

Die Akzeptanz einzelner politischer Grundwerte in Ostdeutschland ist nach der
Wende durchaus differenziert (vgl. Abbildung 1).

Über den gesamten Zeitraum hat die Bedeutung der 'sozialen Sicherheit' nur geringe
Veränderungen erfahren. Sie wurde gleichbleibend von 1990 bis 1999 von fast allen
Ostdeutschen als 'sehr wichtig' bzw. 'wichtig' angesehen. Ebenso veränderte sich die
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Bedeutung des Indikators, 'mit anderen einer Meinung zu sein' – mit ihm wird die Kon-
sens- und Kompromißfähigkeit erfaßt –, nur geringfügig. Allerdings mißt nur jeder
fünfte Ostdeutsche diesem seit 1992 erhobenen Wert hohe Bedeutung bei.

Die Einschätzungen anderer demokratischer Grundwerte haben sich hingegen im
Vergleich von 1990 zu den folgenden Jahren relativ stark, seit 1996 aber kaum noch
verändert. Beträchtliche Bedeutungsverluste verzeichnen die Werte 'in einer
demokratischen Gesellschaft leben' und 'in einer Gesellschaft mit pluralistischem
Parteiensystem leben'. Die stärksten Einbrüche sind dabei unmittelbar nach der
Etablierung des neuen Systems festzustellen.

Der starke Bedeutungsverlust läßt sich vor allem durch die hohe Aktualität dieser
Fragestellung zum Erhebungszeitpunkt zu Beginn des Jahres 1990 und durch die weit-
gehende Erfüllung entsprechender Forderungen zur Demokratisierung der Gesellschaft
in der Folgezeit erklären. Mit deren Realisierung ist gleichzeitig die Wichtigkeit dieses
Grundwertes zurückgegangen. Die Bewertungen folgen somit dem bekannten Muster,
daß realisierte Werte an Bedeutung verlieren können.

'In einer demokratischen Gesellschaft zu leben', hatte 1990 für weit über 90 Prozent
der Ostdeutschen einen hohen Stellenwert; über die Hälfte der Befragten erachtete dies
sogar als 'sehr wichtig'. 1999 sahen dies immer noch fast sieben von zehn Ostdeutschen
als 'sehr wichtig' oder als 'wichtig' an (vgl. Tabelle 1). Gegenüber den Vorjahren ist da-
bei die Bedeutsamkeit erneut leicht angestiegen, so daß künftig von einer Stabilisierung
auf dem vorhandenen Niveau auszugehen ist. Beachtung verdient außerdem, daß es
gegenwärtig kaum jeder zehnte Ostdeutsche als ‘weniger wichtig’ oder ‘unwichtig’ an-
sieht, in einer Demokratie zu leben und nur ein ebenso geringer Anteil von einem plu-
ralistischen Parteiensystem nichts hält, indem er es als ‘unwichtig’ ansieht.

Die Beurteilungsunterschiede zwischen Männern und Frauen bleiben weiterhin
gering, obwohl seit 1990 insgesamt etwas höhere Bedeutungsverluste bei den Frauen
auftraten. Eine demokratische Gesellschaft war 1999 für 16 Prozent der Männer und für
14 Prozent der Frauen 'sehr wichtig'. Der Anteil jener, die dies für 'weniger wichtig '
oder 'unwichtig' hielten, war bei Männern und Frauen gegenüber dem Vorjahr fast
konstant und lag unter zehn Prozent. Hingegen sind die Unterschiede zwischen den
Alters- und den Qualifikationsgruppen in den letzten Jahren geringer geworden. Die
höhere Wertschätzung der Demokratie durch Jugendliche und in den oberen
Qualifikationsgruppen hebt sich zunehmend ab.

Ähnliche Resultate im zeitlichen Verlauf vermitteln die Antworten zu einer anderen,
thematisch naheliegenden Fragestellung. Dem 'pluralistischen Parteiensystem' - einem
fundamentalen Grundwert parlamentarischer Demokratie - wurde 1990 ebenfalls sehr
hohe Bedeutung beigemessen. Nur ein geringer Teil der Bevölkerung hielt diesen de-
mokratischen Grundwert damals für unwichtig. Allerdings verlor diese Einschätzung
bereits im folgenden Jahr stark an Geltung. Ursachen für diesen Bedeutungsverlust
können vor allem in der erfolgreichen Etablierung des pluralistischen Parteiensystems
und dem daraus folgenden geringeren Gewicht als aktuelle Zielstellung gesehen wer-
den.
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Tabelle 1: Bedeutung, in einer demokratischen Gesellschaft und in einer Gesellschaft
mit pluralistischem Parteiensystem zu leben 1999
- neue Bundesländer (in Prozent)

In einer demokratischen Gesellschaft zu
leben, ist ...

In einer Gesellschaft mit pluralistischem
Parteiensystem zu leben, ist ...

sehr
wich-

tig

wich-
tig

in mittl.
Maße

wichtig

weni-
ger

wich-
tig

un-
wich-

tig

sehr
wich-

tig

wich-
tig

in mittl.
Maße
wich-

tig

weni-
ger

wich-
tig

un-
wich-

tig

Insgesamt 15 50 26 6 2 10 35 29 15   9

Geschlecht
Männer 16 49 26 6 3 11 37 30 13   7
Frauen 14 51 26 6 2   9 33 28 16 11

Altersgruppen
unter 25 Jahren 20 48 19 6 5 17 41 23 11   6
25–39 Jahre 16 48 28 6 2 11 38 34   9   7
40–49 Jahre 12 52 27 5 4 10 31 27 18   7
50–59 Jahre 12 51 26 7 3 12 26 26 19 13
60 Jahre u. älter 15 51 26 8 1   3 37 29 17 12

Qualifikation
ohne Abschluß 17 50 24 7 2 10 27 31 14 15
Facharbeiter/Meister 12 49 28 7 3   9 35 30 16   9
Fach(hoch)schule 22 51 21 5 1 11 41 29 12  5
Hochschule 19 54 20 6 - 16 42 23 14  4

Datenbasis: sfz/leben ’99.

Ebenso dürfte eine gewisse Desillusionierung und Enttäuschung über die Lei-
stungsfähigkeit des Parteiensystems bei der Lösung wichtiger, in Ostdeutschland anste-
hender Fragen Einfluß auf den Rückgang haben. Im Vergleich zum erheblichen Bedeu-
tungsverlust von 1990 zu 1991 veränderten sich die Bewertungen in den folgenden Jah-
ren nur geringfügig. Seit 1994 kann von einer gewissen Stabilität in den Bewertungen
ausgegangen werden. In den beiden letzten Jahren verzeichnete dieser Aspekt sogar
leichte Bedeutungsgewinne. Fast jeder zweite Befragte sah das pluralistische Parteien-
system als 'sehr wichtig' oder 'wichtig' an, während es lediglich jeder zehnte als 'un-
wichtig' beurteilte.

Die Bewertungsunterschiede zwischen Männern und Frauen sowie nach der berufli-
chen Qualifikation entsprechen den bereits dargestellten Mustern für die Bedeutung
einer demokratischen Gesellschaft. Männer, Jugendliche und Höherqualifizierte messen
einem pluralistischen Parteiensystem stärkeres Gewicht bei. Die höhere Wertschätzung
von Demokratie und einem Mehrparteiensystem bei Jugendlichen könnte u.a. mit der
veränderten Sozialisation und Vermittlung entsprechenden Wissens im Rahmen schuli-
scher Bildung zusammenhängen, da diese Altersgruppe bereits einen großen Teil ihrer
Schulzeit im neuen System absolviert hat.

Besonders Höherqualifizierte, die sich, wie auch andere Daten zeigen, grundsätzlich
durch ein überdurchschnittliches gesellschaftliches Engagement auszeichnen, schätzen
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in stärkerem Maße die Wirkung miteinander konkurrierender Parteien auf die politische
Willensbildung und deren Rolle als Vermittler von Interessen.

3.2 Bewertung des politischen Systems

Die breite Akzeptanz demokratischer Grundwerte durch die Ostdeutschen muß nicht
automatisch eine entsprechende positive Bewertung des gegenwärtigen politischen Sy-
stems der Bundesrepublik nach sich ziehen. Deshalb sollen entsprechende Aspekte nä-
her untersucht werden.

Generell läßt sich feststellen, daß die materiellen Lebensbedingungen der Ostdeut-
schen deutliche Verbesserungen aufweisen (vgl. Zapf/Habich 1999, S. 298). Positiv fällt
ebenfalls eine Gesamtbilanz des Lebens der Befragten in der Bundesrepublik im Ver-
gleich zu DDR-Zeiten aus. Nach den Ergebnissen der Untersuchung „leben ‘99“ vertritt
fast jeder zweite Ostdeutsche (48%) die Position, daß das Leben insgesamt jetzt besser
ist, und nur noch gut jeder zehnte Befragte meint, daß es gegenwärtig für ihn schlechter
sei. Die Einschätzungen globaler Systemvergleiche reflektieren, daß die Ostdeutschen
die positiven Veränderungen des Systemwechsels deutlich honorieren (vgl. Priller
1997b, S. 292f.). Allerdings werden die positive Wohlfahrtsentwicklung eher dem
Markt und die Belastungen und Verluste eher der Politik zugeschrieben (vgl.
Zapf/Habich 1999, S. 299).

Eine kritische Einstellung zum politischen System kommt unter dem letzten Ge-
sichtspunkt in der Einschätzung des politischen Klimas zum Ausdruck (vgl. Tabelle 2).

Tabelle 2: Wahrnehmung des politischen Klimas in der heutigen Bundesrepublik und zu
DDR-Zeiten im Vergleich 1997-1999 - neue Bundesländer (in Prozent)

Fühle mich im politischen Klima der
heutigen Bundesrepublik ...

Fühle mich heute im Vergleich zu DDR-
Zeiten in bezug auf das politische Klima ...

1997 1998 1999 1997 1998 1999

sehr wohl 2 1 1 heute wohler 21 21 22

ziemlich wohl 26 26 36 gleich wohl 18 19 22

sehr unwohl 48 54 42 gleich unwohl 25 25 21

weiß nicht 8 7 11 weiß nicht 6 8 12

Datenbasis: sfz/leben ‘97-’99 (gew.).

Obwohl sich der Anteil der Befragten, die sich im politischen Klima der heutigen Bun-
desrepublik wohl fühlen, spürbar erhöht hat, äußert sich weiterhin mehr als jeder zweite
unzufrieden. In Relation zur DDR-Zeit findet zwar jeder fünfte, daß eine Verbesserung
im politischen Klima eingetreten ist. Ein gleich hoher Anteil äußert hingegen eine Ver-
schlechterung seines Wohlbefindens.
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Die Faktoren, die zu diesem für die gegenwärtigen Verhältnisse nicht überschwenglich
positiven Ergebnis führen, sind sicherlich vielfältig. Ein für den Ostdeutschen neu-
ralgischer Punkt dürfte dabei das Gefühl der fehlenden gesellschaftlichen Selbstbestim-
mung sein. In diesem Sinne fallen jedenfalls die Antworten auf die Frage zum Maß der
Bevormundung in der DDR und in der Gegenwart aus (vgl. Tabelle 3).

Tabelle 3: Einschätzung der Bevormundung der Bürger zu DDR-Zeiten und heute
im Vergleich - neue Bundesländer (in Prozent)

In DDR-Zeiten war man ...

weitgehend bevormundet 24

teils bevormundet/teils selbst verantwortlich 46

kaum bevormundet 15

nicht bevormundet 6

kann ich nicht beurteilen 10

Im Vergleich zu heute war man
zu DDR-Zeiten ...

mehr bevormundet 38

genauso bevormundet 31

weniger bevormundet 17

kann ich nicht beurteilen 14

Datenbasis: sfz/leben ’99 (gew.).

Die Mehrheit der Befragten findet, daß der Bürger in der DDR weitgehend oder zumin-
dest zum Teil bevormundet wurde (70%). Gleichzeitig meint nur etwas mehr als jeder
dritte Befragte (38%), daß man in der DDR mehr gegängelt wurde. Wenn fast jeder
zweite sich früher weniger oder heute genauso gegängelt fühlt, bringen diese Ergebnisse
offenbar auch für die Gegenwart eine nicht ausreichende Einbeziehung in Entscheidun-
gen zum Ausdruck.

Gerade für das Verhältnis der Bürger zum politischen System haben die von ihnen
selbst wahrgenommenen Einfluß- und Veränderungsmöglichkeiten einen hohen Stel-
lenwert. Dabei spielt eine Rolle, welche Formen der Einflußnahme als erfolgreich ange-
sehen werden. Bei der Frage, in welchem Maße mit ausgewählten Aktivitäten
gesellschaftlicher Einfluß auszuüben ist, wurde nach den Veränderungschancen durch
Wahlen, Streiks und Demonstrationen gefragt (vgl. Tabelle 4).

Die höchste Veränderungswirksamkeit erwarten die Ostdeutschen von Wahlen.
Besonders unter dem Eindruck des 1998 erfolgten Regierungswechsels haben sich die
Erwartungen in dieser Hinsicht weiter verstärkt. Allerdings scheint sich dieser Effekt
bereits 1999 wieder abzuschwächen. Eine gleichermaßen hohe und weiter gestiegene
Veränderungswirkung erwartet man von Streiks. Der Stellenwert von Demonstrationen
wird ebenfalls relativ hoch eingeschätzt. Zugleich vermitteln die beachtlichen Anteile,
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die von einer geringen Einflußkraft ausgehen, daß ein großer Teil der Ostdeutschen nur
beschränkte Gestaltungsmöglichkeiten für die Gesellschaft sieht.

Tabelle 4: Bewertungen der Wirksamkeit von demokratischen Aktivitäten 1997-1999
- neue Bundesländer (in Prozent)

Veränderungen

durch folgende
Mittel 1)...

sehr viel/
ja, ganz sicher

viel/
eher ja

wenig/
eher nein

praktisch nichts/
nein, ganz sicher

nicht

1997 1998 1999 1997 1998 1999 1997 1998 1999 1997 1998 1999

Wahlen 11 31 21 28 38 38 45 22 30 14 6 10

Streiks 8 20 15 38 40 42 36 28 34 13 10 9

Demonstrationen 5 15 10 26 32 34 46 38 43 20 13 12

1) Für 1997 und 1998 lauteten die Antwortvorgaben: sehr viel, viel, wenig, praktisch nichts.
Für 1999 wurde gefragt: ja, ganz sicher; eher ja; eher nein; nein, ganz sicher nicht.
Auf den Nachweis des geringen Anteils der Befragten, die keine Antwort gaben,
wird verzichtet.

Datenbasis: sfz/leben ’97-’99 (gew.).

Dieses Bild ist für die einzelnen Formen demokratischer Aktivität recht einheitlich.
Jeweils fast jeder zweite Befragte gab den einzelnen Aktivitätsformen nur wenig oder
keine Chancen für gesellschaftliche Veränderungen.

Insgesamt dürfen die positiven Bewertungen bestimmter Seiten des politischen Le-
bens in der DDR keineswegs nur als ideologisch begründet verstanden werden. Sie sind
auch als Wertungen praktischer Erfahrungen durch die Befragten ernstzunehmen. Ent-
sprechende Akzeptanz sollten ebenfalls die Eindrücke zum gegenwärtigen System fin-
den. Die vorhandenen Möglichkeiten zur Mitbestimmung in der gegenwärtigen Gesell-
schaft erfahren durchaus eine skeptische Bewertung und bringen zugleich ein hohes
Anspruchsniveau zum Ausdruck. In dieser Hinsicht wird nur von jedem zweiten Be-
fragten die Position vertreten, daß es für die Demokratie ausreicht, alle vier bis fünf
Jahre wählen zu gehen. Die andere Hälfte der Bürger sieht weitere Möglichkeiten der
Einflußnahme als notwendig an. Dabei erhalten Volksentscheide (50%), Unterschriften-
sammlungen (30%) und Runde Tische (21%) als Formen einer direkten Beteiligung an
Entscheidungen relativ starken Zuspruch.

Die Ursachen für die distanzierte Haltung, die ein beachtlicher Teil der Ostdeutschen
gegenüber dem gegenwärtigen politischen System einnimmt, sind u.a. in der westdeut-
schen Dominanz in der Politik und in der geringen Einflußnahme auf politische Ent-
scheidungen zu suchen. Dazu trägt bei, daß die Geltung ostdeutscher Politiker auf der
Bundesebene nur als gering angesehen und ihnen praktisch keine Durchsetzungskraft
zur Wahrnehmung der besonderen ostdeutschen Interessen zugetraut wird. Zu berück-
sichtigen ist zugleich, daß auf der Landesebene und auf den noch weiter unten angeord-
neten Politikebenen zudem häufig auf sogenannte 'Westimporte' zurückgegriffen wurde
(vgl. Bürklin 1996), von denen oft eine ostdeutsche Interessenpolitik nicht erwartet
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wird. Eine Rolle spielt außerdem, daß bestimmte, für sinnvoll angesehene Regelungen
aus der DDR-Zeit, die zeitgemäß und international gesehen durchaus nicht einmalig
waren, im Anpassungsprozeß an die Bundesrepublik keine Chance auf Bestand hatten.
Regelungen wie der zeitlich befristete Schwangerschaftsabbruch, die Organisation des
Gesundheitswesens oder eine auf Genossenschaften setzende Landwirtschaftspolitik
wurden geändert, obwohl sie weitgehend von der ostdeutschen Bevölkerung akzeptiert
wurden. Mit Sarkasmus nehmen deshalb viele Ostdeutsche wahr, daß sich die Über-
nahme von DDR-Regelungen auf den „grünen Pfeil“ für Rechtsabbieger im Straßenver-
kehr und auf die Eule als Markierungszeichen für Naturschutzgebiete beschränkt.

Diese stark auf eine „Ost-West-Konfliktschiene“ gelegte Begründung, die von einem
„Überstülpen des westdeutschen Institutionengefüges“ auf die neuen Bundesländer
ausgeht, reicht mit zunehmendem zeitlichen Abstand zur Vereinigung als Erklärung für
die verbleibende und ansteigende Systemdistanz nicht mehr aus. Offenbar ist es den
Ostdeutschen selbst nicht genügend gelungen, politisch gestalterisch wirksam zu
werden und auf die Verhältnisse entsprechend ihren Ansprüchen einzuwirken. Da
Politik nicht nur auf der Bundesebene, sondern ebenso auf Landes- und
Kommunalebene gemacht wird, müssen sich die Ostdeutschen die Verantwortung für
eine nur „mittelmäßige“ Zufriedenheit mit dem System und kritische Einschätzungen
zumindest zum Teil selbst zuschreiben. Der resignative Rückzug in den
„Schmollwinkel“ und die Privatsphäre, wie er bereits für DDR-Zeiten mit dem
Merkmal einer „Nischengesellschaft“ beschrieben wurde, dürfte die weitere
Demokratieentwicklung eher behindern.

3.3 Zufriedenheit mit der Demokratie und Erwartungen zur künftigen
Entwicklung

In den neuen Bundesländern war bislang eine deutliche Bewertungsdiskrepanz in
dreierlei Hinsicht vorhanden: zwischen den allgemeinen Erwartungen an Demokratie
als Grundprinzip, den Bewertungen der erlebten Realität und der Zufriedenheit mit der
praktisch erlebten Demokratie. Allgemein, so zeigen die bisherigen Daten, stand einer
positiven Einstellung zu den allgemeinen Prinzipien der Demokratie eine kritische
Haltung und verbreitete Unzufriedenheit mit dem aktuellen Funktionieren des
politischen Systems gegenüber.

Von besonderem Interesse ist es, inwiefern hier in den letzten Jahren Veränderungen
festzustellen sind. Eine Beantwortung dieser Fragen soll mit Indikatoren zur
Zufriedenheit mit dem persönlichen politischen Einfluß, zur Zufriedenheit mit der
Demokratieentwicklung allgemein, den Einschätzungen zu den Möglichkeiten der
Einflußnahme auf verschiedene Gesellschaftsbereiche und den Erwartungen an die
demokratische Entwicklung vorgenommen werden.

Da eine funktionierende Demokratie wesentlich von der Einbeziehung und der
aktiven politischen Betätigung der Bürger lebt, sind deren Bewertungen zu ihrem
politischen Einfluß besonders bedeutsam. Bei den Antworten auf diese Fragestellung ist
zu erwarten, daß vor allem der aktuellen Situation und den Erfahrungen nach der Wende
ein hoher Stellenwert in den Urteilen zukommt.
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Zuerst ist festzustellen: Die Zufriedenheit mit dem politischen Einfluß ist bei den
Ostdeutschen weiterhin gering. Sie ist aber in den letzten Jahren deutlich angestiegen
(vgl. Abbildung 2).

Der Anteil der mit ihrem politischen Einfluß Zufriedenen hat sich von sieben Prozent
1997 auf zwölf Prozent 1999 fast verdoppelt. Der Anteil der Unzufriedenen ist im
gleichen Zeitraum von 37 Prozent auf 28 Prozent zurückgegangen. Dennoch überwiegt
trotz dieser beträchtlichen Veränderung weiterhin der Anteil der kritischen Ein-
schätzungen. Die geringe Zufriedenheit bringt zum Ausdruck, daß trotz der positiven
Tendenz eine gewisse Distanz eines beträchtlichen Teils der Ostdeutschen zum gegen-
wärtigen politischen System offenbar unter dem Eindruck der eigenen politischen Wir-
kungslosigkeit entstanden ist. Wie die Ergebnisse für die letzten Jahre zeigen, kann
bereits die Durchführung von Wahlen und somit eine stärkere direkte Einflußnahme
diesen Eindruck von Einflußlosigkeit spürbar verändern.

Weiterhin ist festzuhalten: Die Position der Ostdeutschen zur
Demokratieentwicklung weist seit 1990 beachtliche Schwankungen auf. Nach einem
Anstieg der Zufriedenheit unmittelbar nach 1990, verringerte sich der Anteil der
Zufriedenen nach 1995 beträchtlich und der Anteil der Unzufriedenen stieg 1996 bis auf
42 Prozent an (vgl. Abbildung 2). Seit 1998 zeigt sich eine gewisse Trendwende, da der
Anteil der mit der Demokratieentwicklung zufriedenen Befragten erneut ansteigt.

Der in den Jahren nach 1995 wahrgenommene Abwärtstrend in der
Demokratiezufriedenheit und die gestiegene Besorgnis über die Demokratieentwicklung
haben sich somit in den letzten Jahren nicht fortgesetzt. Einen wesentlichen Einfluß auf
diese Entwicklung dürften die Bundestagswahlen von 1998 und die in deren Ergebnis
eingetretenen Veränderungen haben. Der bislang von den Ostdeutschen in der

Abbildung 2: Zufriedenheit mit der Demokratieentwicklung 1990-1999 und                                                   

dem politischen Einfluß 1992-1999 - neue Bundesländer

Datenbasis: sfz/leben '90-'99 (gew.)
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Bundesrepublik nur als eine mögliche Option wahrgenommene Regierungswechsel
wurde praktisch erfahren und durch die eigene Wahlentscheidung mit herbeigeführt.
Offensichtlich hat dieses Erleben praktischer Demokratie einen positiven Einfluß auf
die Demokratiezufriedenheit ausgeübt.

Diese Entwicklung darf allerdings nicht überbewertet werden, denn der Anteil der
mit der Demokratieentwicklung Zufriedenen hat 1999 mit 18 Prozent lediglich den
Wert von 1995 erreicht. Außerdem bleibt festzuhalten: Das 1999 vorhandene Unzu-
friedenheitspotential schließt mit einem Anteil von 32 Prozent weiterhin jeden dritten
Ostdeutschen ein. Die Zufriedenheit mit der Demokratieentwicklung nach der sozial-
strukturellen Differenzierung weist einheitlich einen verschwindend geringen Anteil
von hochzufriedenen Bürgern aus (vgl. Tabelle 5). Die Anteile jener, die mit der
Demokratieentwicklung zufrieden sind, differieren hingegen stärker zwischen den
Gruppen.

Tabelle 5: Zufriedenheit mit der Demokratieentwicklung 1999 – neue Bundesländer
(in Prozent)

sehr
zufrieden

zufrieden teilweise
zufrieden

unzufrieden sehr
unzufrieden

Insgesamt  1 18 47 25   7

Geschlecht
Männer  1 20 44 26   8
Frauen - 16 50 23   6

Altersgruppen
unter 25 Jahren - 21 43 20 12
25-39 Jahre  1 20 48 25   5
40-49 Jahre  1 13 47 29   8
50-59 Jahre - 12 44 34   7
60 Jahre u. älter  1 21 49 19   6

Qualifikation
ohne Abschluß  1 32 43 16   5
Facharbeiter/Meister  1 15 48 27   7
Fach(hoch)schule - 19 47 24   7
Hochschule  1   6 49 33 11

Datenbasis: sfz/leben ’99 (gew.).

Männer und Frauen vermitteln zwar insgesamt eine recht einheitliche Position zur Zu-
friedenheit mit der Demokratieentwicklung, indessen ist die Haltung bei den Männern
im Vergleich zu den Frauen stärker polarisiert - sie haben sowohl höhere Anteile bei
den Zufriedenen als auch bei den Unzufriedenen. Eine gewisse Differenzierung läßt sich
ebenfalls nach Altersgruppen feststellen. Zu den großen Veränderungen zählt, daß bei
Personen über 60 Jahre und unter 40 Jahren der Anteil der Zufriedenen beachtlich ange-
stiegen ist. Die Anteile mit der geringsten Zufriedenheit und höchsten Unzufriedenheit
sind in den Altersgruppen zwischen 40 und 60 Jahren zu finden. Es fällt auf, daß nach
den Älteren die Gruppe der Jugendlichen bis unter 25 Jahre die Demokratieentwicklung
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am positivsten bewertet und daß eine eher negative Bewertung in den Altersgruppen
erfolgt, die den Hauptteil der Erwerbstätigen ausmachen.

Während sich bis 1997 der Anteil Zufriedener in den einzelnen Qualifikationsgrup-
pen nicht unterscheidet, finden wir 1999 Differenzierungen, in denen die besonders kri-
tischen Wertungen bei Personen mit Hochschulabschluß auffallen. Fast jeder zweite ist
in dieser Gruppe weiterhin mit der Demokrieentwicklung unzufrieden, und der Anteil
der Zufriedenen ist unter zehn Prozent gefallen. An dem allgemeinen Aufwärtstrend in
der Bewertung der Demokratieentwicklung haben die Hochqualifizierten damit so gut
wie keinen Anteil. Das deutet darauf hin, daß bei dieser Gruppe nicht nur enttäuschte
Ideale und Erwartungen besonderen Einfluß auf die Bewertungen haben, sondern daß
selbst die jüngsten Erfahrungen die kritischen Bewertungen kaum zum Positiven hin
beeinflussen.

Als ein Ursachenkomplex für den allgemeinen Anstieg der Demokratiezufriedenheit
können die Veränderungen der Einflußmöglichkeiten auf verschiedene Gesellschaftsbe-
reiche vor und nach der Wende eine Rolle spielen. Die seit 1995 ermittelten Einschät-
zungen der persönlichen Einflußnahme wiesen bis 1997 eine hohe Stabilität auf. Der
Vergleich der Werte von 1997 und 1999 (vgl. Abbildung 3) zeigt hingegen deutliche
Verschiebungen. In diesem Zusammenhang ist zuerst auf den beachtlichen Anstieg je-
ner Antworten hinzuweisen, die kein Urteil zur Einschätzung des persönlichen Einflus-
ses abgeben. Im Bereich der Gewerkschaftsarbeit und der Vereinstätigkeit trifft dies für
fast jeden zweiten Befragten zu.

Neben dem zunehmenden Anteil von Befragten, die die DDR-Realität nicht in einem
entsprechenden Erwachsenenalter erlebt haben und deshalb kein Urteil abgeben können,

Abbildung 3: Einschätzung der persönlichen Einflußnahme auf Gesellschaftsbereiche 1997 und 1999 
                     - neue Bundesländer -

Datenbasis: sfz/leben '97 und '99 (gew.)
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spielen gleichzeitig fehlende Erfahrungen in einzelnen Bereichen in der Gegenwart eine
Rolle (z.B. Gewerkschafts- oder Vereinsarbeit).

Hervorzuheben sind folgende Ergebnisse: Einschätzungen zur Veränderung persönli-
cher Einflußmöglichkeiten auf einzelne Gesellschaftsbereiche zeigen, daß sich 1999 der
Anteil jener Befragten, die meinten, der Einfluß auf die Politik des Staates, des Bezirkes
bzw. des Landes, der Stadt oder Gemeinde habe sich gegenüber der Zeit vor 1989 nicht
verändert, deutlich zurückgegangen ist. Noch 1997 vertrat jeder zweite Befragte diese
Position. Die Anteile jener, die einschätzten, daß gegenwärtig größere Einflußmöglich-
keiten auf diesen drei Gebieten bestehen, sind angestiegen, so daß 1999 jeder vierte
Ostdeutsche diese Position vertritt. 1997 traf dies lediglich für jeden fünften Ostdeut-
schen zu. Nur ein geringer Anteil war der Ansicht, daß sein persönlicher Einfluß in den
politischen Bereichen vor 1989 höher war - bei der Politik des Staates äußerten sich nur
noch neun Prozent und bei der Politik des Bezirkes bzw. Bundeslandes sieben Prozent
in dieser Richtung.

Für die Bereiche „Stadt/Gemeinde“ und „Vereinstätigkeit“ waren diese Anteile mit
13 Prozent nur wenig größer. Von deutlich mehr Befragten wird hingegen - trotz
ebenfalls rückläufiger Tendenz - der „Einfluß in der Arbeitssphäre“ (34%) und „in der
Gewerkschaftsarbeit“ (27%) vor 1989 höher bewertet. In diesem Komplex meint nur
noch jeder fünfte, daß der Einfluß gleichgeblieben und jeder zehnte, daß er heute größer
ist. Offensichtlich reflektieren diese Bewertungen sowohl die in der DDR vorhandene
Verlagerung von Diskussionen zu politischen Fragen in die Arbeitssphäre als auch eine
stärkere Einbindung der Beschäftigten in die Belange der Betriebe und Einrichtungen
(vgl. Roesler 1997). Dies wurde bekanntlich durch verschiedene, häufig zwar nur
formal gehandhabte Formen der Beteiligung erreicht. Ähnliches traf für die gewerk-
schaftliche Arbeit zu, die auf betrieblicher Ebene organisiert und durchgeführt wurde.

Daß weiterhin nur eine Minderheit im gesamten Spektrum der erfaßten Bereiche von
einer gegenwärtig größeren Einflußmöglichkeit ausgeht, muß als kritisches Signal ge-
wertet werden. Es haben sich offenbar für die Ostdeutschen bestimmte Erwartungen an
eine bürgernahe Politik und zugleich an eine wirkungsvolle betriebliche Mit-bestim-
mung nicht erfüllt.

Die kritischen Bewertungen zur Demokratie gehen folglich weniger von einem noch
aus DDR-Zeiten bestehenden Demokratiedefizit und einem daraus resultierenden Nach-
holbedarf hervor, sondern dürften eher in gegenwärtigen wahrgenommenen Defiziten
begründet liegen. In diesem Kontext stellt sich folgende Frage: Wenn die Ostdeutschen
die bisherige Demokratieentwicklung und ihren politischen Einfluß recht skeptisch und
kritisch bewerten, wie sehen sie dann die zukünftige Entwicklung in diesem Bereich?

In den Antworten auf die seit 1990 gestellte Frage, ob künftig eine Verbesserung,
eine Verschlechterung oder keine Veränderung in den Bedingungen für die Demokratie
erwartet wird, setzte sich die bis 1997 wahrgenommene Zunahme eher pessimistischer
Erwartungshaltungen nicht weiter fort (vgl. Abbildung 4).

Allerdings beschränkt sich dies auf einen deutlichen Rückgang des Anteils der
Befragten, die eine Verschlechterung der Demokratieentwicklung erwarten. Der Anteil
von Ostdeutschen, die künftig mit einer Verbesserung rechnen, bleibt konstant auf ei-
nem niedrigen Niveau. So äußerte 1999 lediglich etwas mehr als jeder zehnte Ostdeut-
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sche Optimismus hinsichtlich einer Verbesserung der Bedingungen für die Demokratie.
Der Anteil mit negativen Erwartungen bleibt hingegen mit 22 Prozent doppelt so hoch.

Die kritischen Einstellungen und Bewertungen der ostdeutschen Bevölkerung zur
gegenwärtigen Demokratie und zu den Erwartungen in deren künftige Entwicklung
zeigen die weiterhin bestehende hohe Sensibilität für diesen Bereich. Im Vergleich zu
den durch die dramatischen Ereignisse gekennzeichneten Jahren 1989/90 hat die
Politisierung der Gesellschaft zwar nachgelassen, sie ist aber offenbar immer noch in
beachtlichem Maße vorhanden und führt zu ernstzunehmenden kritischen Einschät-
zungen und Wertungen. Besonders die im Kontext von Wahlen (1994, 1998) erfolgte,
zeitweilig stärkere Politisierung des gesellschaftlichen Lebens führt auch in Ost-
deutschland zu Veränderungen, die Thesen von einer resignativen Haltung der Ost-
deutschen nicht bestätigen.

3.4 Gesellschaftliche Bindung und soziale Beziehungen

Bei den Ursachen für die Unzufriedenheiten der Ostdeutschen im Bereich von Demo-
kratie und Partizipation spielen Gegensätze zwischen den Vorstellungen von der Gesell-
schaft und den in ihr vorgefundenen realen Strukturen und Mechanismen eine
besondere Rolle. Eine Reihe von Untersuchungen hat eine starke Ausrichtung der
Ostdeutschen auf Werte wie Gemeinschaft, Gleichheit und Gerechtigkeit sowie die
Präferierung von Konsens anstelle von Auseinandersetzung festgestellt (vgl. Priller
1997b, S. 304f.). Mit einer Präferenz dieser Orientierungen dürften die Bürger in den
neuen Bundesländern häufig in Widerspruch zu den eher auf Interessenwahrnehmung
und auf Konfliktaustragung ausgerichteten Institutionen geraten. In diesem Zusam-

Abbildung 4: Erwartungen in demokratische Entwicklung 1990-1999 - neue Bundesländer 
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menhang interessiert natürlich die Frage, ob die Wertekonstellationen der Ostdeutschen
in diesem Spannungsfeld weiter stabil bleiben oder ob sie sich im Zeitverlauf den kon-
stitutionellen Bedingungen anpassen.

Der hohe Wert von Gemeinschaft zeigt sich bei den Ostdeutschen unter anderem an
dem Stellenwert, den sie den zwischenmenschlichen Beziehungen beimessen. Immerhin
gaben fast neun von zehn Ostdeutschen an, daß ihnen die entsprechenden Beziehungen
‘sehr wichtig’ oder ‘wichtig’ sind. Diese Einschätzungen haben sich von 1997 zu 1999
erstaunlich wenig verändert (vgl. Abbildung 5).

Ebenso stabil, und damit ein wichtiges Indiz für die vorhandene Funktionsfähigkeit des
sozialen Beziehungsgefüges, ist die hohe Zufriedenheit mit der Situation der
zwischenmenschlichen Beziehungen (vgl. Tabelle 6). Jeweils 40 Prozent der Befragten
waren 1997 und 1999 mit diesen hochzufrieden, lediglich 18 Prozent bzw. 17 Prozent
waren mit diesen Beziehungen unzufrieden.

Dieses Ergebnis deutet darauf hin, daß den zwischenmenschlichen Beziehungen
nicht nur ein bedeutender Stellenwert beigemessen wird, sondern daß ihr Zustand eine
positive Bewertung erfährt. Angesichts von Auffassungen, die von einem Auseinander-
brechen und einer Verschlechterung der sozialen Beziehungen in den neuen Bundes-
ländern ausgehen, weist dieses Ergebnis eher auf eine beachtliche Stabilität der ost-
deutschen Teilgesellschaft hin.

Dabei ist es bemerkenswert, daß das gewisse Beharrungsvermögen sich nicht auf
bestimmte Gruppen beschränkt und auch die jüngeren Jahrgänge diese Bewertungen
teilen. Jüngere messen den zwischenmenschlichen Beziehungen sogar einen etwas

Abbildung 5: Zwischenmenschliche Beziehungen - Veränderung der Bedeutung, Zufriedenheit 
und Erwartung 1997 und 1999 - neue Bundesländer

                

Datenbasis: sfz/leben '97 und '99 (gew.)
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höheren Stellenwert zu und haben den größten Optimismus zu deren Verbesserung.
Insofern weist diese Ausrichtung nicht nur Stabilität hinsichtlich jener auf, die ihre
Sozialisation in der DDR erfahren haben, sondern sie überträgt sich offenbar auf die
nachwachsende Generation.

Tabelle 6: Zwischenmenschliche Beziehungen - Bedeutung, Zufriedenheit, Erwartung
nach sozialstrukturellen Merkmalen 1999 – neue Bundesländer (in Prozent)

Bedeutung
zwischenmenschlicher

Beziehungen

Zufriedenheit mit
zwischenmenschlichen

Beziehungen

Erwartung an Verände-
rung zwischenmensch-

licher Beziehungen
sehr

wichtig
wichtig hoch-

zufrieden 1)
un-

zufrieden 2)
Verbes-
serung

Ver-
schlech-
terung

Insgesamt 32 54 40 17 9 37

Geschlecht
Männer 28 57 39 18 7 38
Frauen 36 51 41 17 10 36

Altersgruppen
unter 25 Jahren 37 47 40 15 15 29
25-39 Jahre 30 53 41 16 11 32
40-49 Jahre 31 54 34 21 8 39
50-59 Jahre 32 56 39 21 5 46
60 Jahre u. älter 34 56 44 15 6 40

Qualifikation
ohne Abschluß 30 57 43 13 9 36
Facharbeiter/Meister 30 54 37 14 9 36
Fach(hoch)schule 39 53 40 18 9 41
Hochschule 41 50 32 24 7 47

1) Antwortkategorien: „sehr zufrieden“ und „zufrieden“
2) Antwortkategorien: „unzufrieden“ und „sehr unzufrieden“
Datenbasis: sfz/leben ’99 (gew.).

Die Erwartungen in die weitere Entwicklung gestalteten sich hingegen nicht so
optimistisch, da in breitem Umfang eine Verschlechterung erwartet wird. Künftig
werden nur von einem kleinen Teil der Befragten Verbesserungen in den
zwischenmenschlichen Beziehungen erwartet (9%), mehr als jeder dritte (37%) rechnet
mit Verschlechterungen. Besonders starke Verschlechterungen befürchten die über
50jährigen und die Hochqualifizierten. Allerdings ist der Anteil jener, die eine
Verschlechterung erwarten, in den letzten Jahren von 43 Prozent auf 37 Prozent
zurückgegangen und der Anteil der Befragten, die eine Verbesserung voraussehen, von
sechs auf neun Prozent angestiegen.

Ein gewisses Spannungsverhältnis der Ostdeutschen zur Gesellschaft äußert sich,
wenn man das Institutionenvertrauen als weitere Komponente gesellschaftlicher
Bindungen und von Systemzufriedenheit betrachtet. Die Einstellungen der ostdeutschen
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Bevölke-rung zur Regierung, zu exekutiven Organen und weiteren Institutionen der
Gesellschaft bringen zum Ausdruck, wie deren Tätigkeit bewertet wird. Von hoher
Bedeutsamkeit dürfte sein, inwiefern diesen Institutionen zugetraut wird, die Interessen
der Ost-deutschen zu vertreten. Im Hintergrund steht stets auch, welche Aufgaben den
einzelnen Institutionen zugeordnet und wie diese nach Einschätzung der Befragten den
daraus resultierenden Ansprüchen gerecht werden.

Insgesamt ist das Vertrauen der Ostdeutschen in die betrachteten gesellschaftlichen
Institutionen eher gering (vgl. Tabelle 7). So ist der Anteil jener, die 'kein' oder nur 'sehr
wenig Vertrauen' haben, bei allen Institutionen größer als der Anteil jener mit mehr als
nur 'etwas Vertrauen', und nur auf der Gemeindeebene ist er gleich groß.

Tabelle 7: Vertrauen in Institutionen 1999 – neue Bundesländer (in Prozent)

volles viel etwas sehr wenig überhaupt
kein

weiß nicht/
keine

Vertrauen Angabe

Bundesregierung 2 11 41 35   8   3

Landesregierung 6 18 43 24   6   3

Verwaltung Stadt/Gemeinde 6 20 46 20   6   3

Polizei 4 25 46 16   6   4

Gerichte 3 18 39 21   7 12

Gauck-Behörde 2   9 21 19 18 32

Religiöse Organisationen 2   9 16 13 29 31

Datenbasis: sfz/leben ’99 (gew.).

Das stärkste Vertrauen hatten die Ostdeutschen 1999 zu der Polizei, den Stadt- bzw. den
Gemeindeverwaltungen und den Landesregierungen. Fast jeder dritte Befragte
bekundete 'volles' oder 'viel Vertrauen' zur Polizei, jeder vierte in die Stadt- bzw.
Gemeindeverwaltung. Gleichzeitig hatte jeder vierte in diese Institutionen 'sehr wenig'
oder 'überhaupt kein Vertrauen'. Nach den religiösen Organisationen und der Gauck-
Behörde genießt die Bundesregierung das geringste Vertrauen und steht bei den
Bürgern weiterhin nicht hoch im Kurs.

Das Vertrauen zu den meisten Institutionen hat sich nach den Angaben zu
verschiedenen Meßzeitpunkten seit 1993 deutlich erhöht (vgl. Abbildung 6).

Besonders gestiegen ist das Vertrauen in die Stadt- bzw. Gemeindeverwaltung, die
Polizei und die Gerichte. Die Werte für die Bundes- und Landesregierungen schwanken
in Abhängigkeit von den Wahlen. Die Einschätzungen zur Gauck-Behörde und zu
religiösen Organisationen bewegen sich über die Zeit auf etwa gleichem Niveau.

Oft wird den Ostdeutschen eine tief verinnerlichte Institutionenskepsis
zugeschrieben, die mit der Überpolitisierung gesellschaftlicher Verhältnisse in der DDR
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begründet wird. Die nur schwache gesellschaftliche Verankerung der untersuchten
Institutionen wurde durch den Institutionentransfer im Einigungsprozeß weiter
verstärkt. Unter den hohen, an das neue System gestellten Erwartungen und dem
Eindruck nicht eingelöster Versprechungen setzt sich diese Haltung in den letzten
Jahren zwar deutlich weiter fort, erfährt aber gleichzeitig in bestimmten Bereichen eine
Abschwächung.

Neben der Untersuchung des Institutionenvertrauens vermitteln die Angaben zur
Zufriedenheit mit der öffentlichen Verwaltung ein bestimmtes Maß an
Systemperformanz. Der positive Trend in den Bewertungen zur Zufriedenheit mit der
Tätigkeit der öffentlichen Verwaltung hat sich nach einer Stagnationsphase weiter
fortgesetzt.

1999 gehörte jeder fünfte Bürger der neuen Bundesländer zu jener Gruppe, die mit
der Tätigkeit der öffentlichen Verwaltung zufrieden war. Der Anteil der Unzufriedenen
fiel auf eben diesen Wert, so daß sich ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen beiden
Gruppen einstellt.

Abbildung 6: Entwicklung des Institutionenvertrauens 1993-1999 - neue Bundesländer -
(Kategorien 'volles' und 'viel Vertrauen')

Datenbasis: sfz/leben '93-'99 (gew.)
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4 Teilnahme am politischen Leben

4.1 Politisches Interesse

Ein wichtiges Ziel des Umbruchs und der Transformation in Ostdeutschland wurde
durch die Konstituierung demokratischer Verhältnisse verwirklicht. Letztlich entstehen
demokratische Verhältnisse nicht allein durch die Schaffung von entsprechenden
institutionellen Bedingungen, sondern sie lassen sich nur durch eine starke Ein-
beziehung der Bürger in das politische Geschehen und die politische Willensbildung
realisieren. Es ist deshalb wichtig zu untersuchen, wie die Ostdeutschen mit den gesell-
schaftlichen und politischen Institutionen zurechtkommen und in welchem Maße sie
diese durch ihr eigenes Zutun ausfüllen und gestalten (vgl. Priller 1996, S. 296).
Indikatoren zur Untersuchung der politischen Beteiligung sind das politische Interesse,
die Einstellung zu und die Mitwirkung in Parteien, Verbänden und anderen Orga-
nisationen.

Das politische Interesse wird als wichtiger Gradmesser angesehen, ob die Bürger
über diese Form der Motivation zur Beschaffung politischer Informationen am
politischen Leben der Gesellschaft teilnehmen.

Der Umbruch und die nachfolgende Transformation der ostdeutschen Gesellschaft
verliefen anfangs weitgehend politisch dominiert, und sie haben zugleich zu einer
verstärkten Politisierung der Bevölkerung geführt. In der unmittelbaren Umbruchzeit
1989/90 hat es wohl kaum einen DDR-Bürger gegeben, der nicht die politische
Entwicklung über die aktuelle Berichterstattung in den Medien verfolgte.

Das hohe Interesse am politischen Geschehen hat in den folgenden Jahren nicht
angehalten, sondern ist deutlich zurückgegangen (vgl. Priller 1996, S. 299). Die an
dieser Stelle betrachteten Angaben ab 1993 zeigen dies allerdings nur begrenzt (vgl.
Abbildung 7).

Es wäre durchaus plausibel, wenn die Menschen aufgrund der unmittelbaren und
tiefgreifenden Betroffenheit durch die gesellschaftlichen Veränderungen der Politik
hohe Aufmerksamkeit entgegenbringen würden. Dies trifft indessen in dem Maße wie
in den ersten Jahren nach der Wende nicht mehr zu. Dennoch ist weiterhin ein
bedeutender Teil der Ostdeutschen politisch interessiert. Die Zunahme des
Nichtwähleranteils, die Abnahme des Potentials gesellschaftlich engagierter Bürger und
die Bedeutungsverluste bei einzelnen demokratischen Grundwerten reichen deshalb
nicht aus, den Ostdeutschen generell eine Entfremdung von der Politik zu unterstellen
(vgl. Misselwitz 1994). In der Debatte über den Anstieg der Politikverdrossenheit wird
geflissentlich übersehen, daß es sich dabei eher um eine partielle Unzufriedenheit der
Bürger mit einzelnen Aspekten des gegenwärtigen politischen Lebens handelt.
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Der Anteil der ostdeutschen Bevölkerung, deren politisches Interesse hoch ist, hat sich
praktisch seit 1993 nur noch leicht verändert (vgl. Tabelle 8). Bedenklich ist dabei, daß
Wahlen, die bei anderen von uns betrachteten Indikatoren eine mobilisierende Wirkung
hatten, die politische Interessiertheit nicht sonderlich beeinflussen.

Den Ostdeutschen mit einem 'sehr starken' bzw. 'starken Interesse an Politik', 1999
ist das nur noch jeder vierte, steht ein größerer Anteil an Personen gegenüber, die sich
nur wenig oder überhaupt nicht (mehr) für Politik interessieren.

Da ein ebenso großer Teil in mittlerem Maße politisch interessiert ist, kann nicht von
einer generellen Politikverdrossenheit der Ostdeutschen die Rede sein. Dies trifft
offenbar nur für einen bestimmten, allerdings wachsenden Kreis zu. Bekundeten 1995
lediglich sieben Prozent der Befragten ein völliges politisches Desinteresse, äußerten
sich 1999 rund elf Prozent der Befragten in dieser Richtung. Andere Untersuchungen
haben gezeigt, daß sich die Anteile der politisch Interessierten in Ost- und
Westdeutschland angeglichen haben (vgl. Priller 1996, S. 298). Auch die in der
Vergangenheit in beiden Landesteilen einheitlichen Muster unterschiedlicher
Interessenausprägung bei Frauen und Männern sowie nach der beruflichen Qualifikation
bestehen nach den jüngsten Ergebnissen weiterhin.

Abbildung 7: Entwicklung des politischen Interesses 1993-1999 - neue Bundesländer 

Datenbasis: sfz/leben '93-'99 (gew.)
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Tabelle 8: Interesse für Politik 1993-1999 – neue Bundesländer (in Prozent)

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999
hoch ge-

ring
hoch ge-

ring
hoch ge-

ring
hoch ge-

ring
hoch ge-

ring
hoch ge-

ring
hoch ge-

ring

Insgesamt 30 30 27 31 29 31 26 36 27 39 26 34 24 37

Geschlecht
Männer 41 23 37 24 42 20 34 28 38 31 34 23 34 28
Frauen 21 35 18 36 20 39 18 44 17 46 18 44 14 44

Altersgruppen
unter 25 J. 25 25 21 42 19 35 14 51 27 44 26 41 26 35
25-39 J. 24 32 23 30 21 38 27 35 24 42 25 32 18 37
40-49 J. 30 29 28 28 33 29 25 35 30 33 26 36 27 34
50-59 J. 33 33 27 29 30 25 30 27 35 24 33 25 29 30
60 J. u. älter 35 33 29 34 37 28 27 39 23 45 27 35 23 42

Qualifikation
ohne Abschluß 13 53 16 49 14 50 11 57 13 58 15 53 15 58
Facharbeiter/
Meister 21 34 20 35 22 35 24 36 25 38 22 35 20 37
Fach(hoch)-
schule 36 15 37 19 41 21 41 23 44 25 41 21 34 18
Hochschule 50 7 56 8 63   6 55   9 60   8 63   8 61   7

hoch = Kategorie „sehr starkes“ und „starkes“ Interesse für Politik; gering = Kategorie „wenig“ und „kein Interesse“
für Politik
Datenbasis: sfz/leben ’93-’99.

Nur halb so viele Frauen wie Männer stehen der Politik aufgeschlossen gegenüber. Mit
61 Prozent bekundet 1999 mehr als die Hälfte der Hochschulabsolventen ein hohes
politisches Interesse. In diesem Zusammenhang hat sich die These bestätigt, daß sich
eine 'Politisierung der Sozialstruktur' in Ostdeutschland vor allem nach der
Qualifikation vollzog. Für Personen ohne oder mit geringer Qualifikation hat Politik
überwiegend keine oder nur geringe Bedeutung. Bei Hochqualifizierten ist hingegen ein
überdurchschnittlich starkes politisches Interesse vorhanden.

4.2 Bereitschaft zur Mitarbeit und Mitgliedschaft in Organisationen

Für die Artikulierung und die Durchsetzung von Interessen bieten Organisationen dem
Bürger einen wichtigen Rahmen.

Die oft schlechten Erfahrungen mit der Mitgliedschaft in DDR-Organisationen, die
für viele Ostdeutsche heute ein wesentliches Argument für die Zurückhaltung bei der
Mitarbeit in Organisationen sind, müssen als Hintergrund für die Betrachtung der
Situation nach 1990 Berücksichtigung finden. Gleichzeitig ist nicht zu übersehen, daß
sich gerade erst über das Vorhandensein und die Tätigkeit von unterschiedlichen
Organisationen wichtige Mechanismen einer zivilen Gesellschaft entfalten können.

Die Bereitschaft zur Mitarbeit in Organisationen mit unterschiedlichen Aufgaben-
stellungen hat sich hinsichtlich der Präferenzen für einzelne Bereiche von 1992 bis 1999
nicht grundlegend verändert (vgl. Abbildung 8). Der Rückgang der Mitarbeits-
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bereitschaft in bestimmten Bereichen (Soziale Dienste, Freizeitinteressen, spezielle
Gruppeninteressen, Arbeitnehmerinteressen) ist vor allem vor dem Hintergrund einer
Zunahme der Mitarbeit in diesen Feldern nicht als dramatisch anzusehen, sondern
bedeutet eher die praktische Realisierung von vorhandenen Absichten.

Wir konzentrieren uns in der folgenden Betrachtung zur Mitarbeitsbereitschaft auf
die Kategorie der vollen Zustimmung und lassen die Möglichkeit der Antwortvorgabe
'eventuell' weitgehend außer Betracht.

Fast jeder vierte Ostdeutsche wäre bereit, in Organisationen mit sozialer Ausrichtung
mitzuarbeiten. Das trifft in fast gleichem Maße für Freizeitorganisationen zu. Mit 16
Prozent weiterhin hoch und nicht auf Frauen beschränkt ist die Akzeptanz von
Organisationen, die Fraueninteressen vertreten. Nur noch etwas mehr als jeder zehnte
Befragte ist geneigt, in Organisationen zur Wahrnehmung von Arbeitnehmerinteressen
aktiv zu sein und jeder zehnte zur Wahrnehmung weiterer spezieller Gruppeninteressen
(z.B. Mieterverein).

Deutlich geringer ist die Bereitschaft zur Mitarbeit in politischen Interessenvertre-
tungen und in Vereinigungen mit religiösen Zielstellungen. In diesen Organisationen
möchte nur jeder fünfzehnte bzw. jeder zwanzigste Ostdeutsche mitarbeiten. Die nach
der Wende festgestellte Tendenz, daß man in Ostdeutschland vor allem bereit ist, sich in
der Gesellschaft für soziale Belange und weniger für politische Zielstellungen
einzusetzen, hält zwar weiter an, schwächt sich in den letzen Jahren jedoch ab. Das
könnte bedeuten, daß soziales Engagement auf Grund des besseren Funktionierens der
vorhandenen Einrichtungen nicht mehr als erforderlich angesehen wird.

Abbildung 8: Bereitschaft zur Mitarbeit in Organisationen 1992-1999 - neue Bundesländer 
         

Datenbasis: sfz/leben '92-'99 (gew.)
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Das trotz des Rückgangs weiterhin starke Interesse für Freizeitorganisationen läßt auf
den hohen Stellenwert dieses Bereichs für die Ostdeutschen schließen. Der Rückgang
von Mitwirkungsbereitschaft kann mit dem verstärkten Vordringen kommerzieller An-
gebote in diesem Bereich bzw. mit der Zunahme von Mitgliedschaften verbunden sein.
Die geringe Religionsbindung im Osten erklärt hingegen die begrenzte Bereitschaft zur
Mitarbeit in religiösen Organisationen.

Die bereits in den vergangenen Jahren festzustellende starke Geschlechts-, Alters-
und Qualifikationsabhängigkeit bei der Mitarbeitsbereitschaft in Organisationen besteht
1999 weiter (vgl. Tabelle 9).

Tabelle 9: Bereitschaft zur Mitarbeit in Organisationen 1999* – neue Bundesländer
(in Prozent)

Mitarbeit
Soziale,
gemein-
nützige
Dienste

Polit.
Interessen-
vertretung

Freizeit-
interessen

Spez.
Interessen

von
Gruppen

Religiöse
Ziele

Arbeit-
nehmer-
inter.-

vertretung

Frauen-
inter-
essen

Insgesamt 24 8 27 11 4 12 16

Geschlecht
Männer 21 11 27 12 3 14 8
Frauen 27 6 26 11 6 10 22

Altersgruppen
unter 25 Jahren 33 14 43 22 6 19 18
25-39 Jahre 22 8 30 11 4 15 15
40-49 Jahre 28 9 27 12 4 14 22
50-59 Jahre 29 8 30 11 5 14 20

60 Jahre u. älter 16 5 14 6 4 3 9

Qualifikation
ohne Abschluß 19 5 22 11 5 9 9
Facharbeiter/
Meister 22 7 26 10 4 11 17
Fach(hoch)schule 33 15 32 13 5 17 23
Hochschule 35 21 37 20 5 17 12

* Nur Antwortkategorie „ja“;  „eventuell“ und „ich weiß nicht“ werden nicht ausgewiesen.
Datenbasis: sfz/leben ’99 (gew.).

Frauen sind in stärkerem Maße als Männer bereit, in sozial gemeinnützigen Organisa-
tionen mitzuarbeiten, aber sie sind weniger bereit, in politischen Interessenvertretungen
aktiv zu werden. Bei den Männern ist die Bereitschaft für ein Engagement in Freizeitor-
ganisationen am höchsten. Jüngere präferieren Freizeitorganisationen am stärksten.
Gleichzeitig ist jeder dritte aus der Altersgruppe unter 25 Jahren bereit, im Rahmen so-
zialer, gemeinnütziger Dienste aktiv zu werden. Diese hohe Bereitschaft für diesen Be-
reich wird ansonsten von keiner weiteren Altersgruppe erreicht. Einen deutlichen Ab-
bruch erfährt das Interesse zur Mitarbeit in Organisationen bei Personen über 60 Jahre.
Personen mit Fach- und Hochschulabschluß äußern traditionell eine ausgeprägte Mitar-
beitsbereitschaft.
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Zwischen der Bereitschaft, in Organisationen mitzuwirken, und der tatsächlichen
Aktivität bestehen aus unterschiedlichen Gründen erhebliche Abweichungen. Deshalb
sollen die Mitgliedschaften der Ostdeutschen in Vereinen, Verbänden und sozialen
Diensten sowie in Bürgerinitiativen und Parteien näher betrachtet werden.

Die Ergebnisse stützen teilweise die bereits dargestellten Resultate zur Mitarbeitsbe-
reitschaft in Organisationen. Das nach den Einbrüchen von 1991 zu 1992 stabile Niveau
dieser Form gesellschaftlicher Partizipation hat sich seither nur wenig verändert. Aus-
nahmen bilden in den letzten Jahren ein steter Rückgang der Mitgliedschaft in Gewerk-
schaften sowie eine starke Zunahme der Mitgliedschaft in Vereinen und Verbänden,
darunter auch in Wohlfahrtsverbänden.

Mit diesen Entwicklungen ist zugleich der Anteil der Ostdeutschen, die in keiner Or-
ganisation Mitglied sind, seit 1998 zurückgegangen. 1999 ist fast jeder zweite Ostdeut-
sche Mitglied in mindestens einer Organisation (vgl. Tabelle 10).

Die Veränderung der Mitgliedschaft stellt sich für einzelne Organisationsformen dif-
ferenziert dar.

Tabelle 10: Mitgliedschaften 1990-1999 – neue Bundesländer (in Prozent)

Partei Gewerk-
schaft

Verein,
Verband

darunter:
Wohlfahrts-

verbände
Bürger-
initiative

Nirgends

1990 8 -* -* -* -* -*

1991 6 -* -* -* -* -*

1992 5 42 25 -* 1 -

1993 4 29 25 -* 2 52

1994 5 25 25 -* 2 55

1995 5 20 26 6 1 59

1996 6 19 30 9 2 59

1997 4 19 31 10 2 59

1998 4 16 42 14 -* 52

1999 4 13 46 14 -* 51

* Nicht erhoben.
Datenbasis: sfz/leben ’90-’99.

Seit 1992 hat sich der Anteil jener, die angeben, Mitglied einer Partei oder einer Bür-
gerinitiative zu sein, so gut wie nicht verändert. Über den Zeitraum von 1992 bis 1997
stieg der Anteil der Ostdeutschen, die Mitglied in einem Verein bzw. Verband sind,
leicht und in den letzten beiden Jahren stärker an - inzwischen ist hier fast jeder zweite
Befragte Mitglied. Der Anteil der Gewerkschaftsmitglieder ist hingegen weiter drastisch
zurückgegangen. Die Mitgliederverluste erklären sich zu einem wesentlichen Teil durch
das Ausscheiden vieler Ostdeutscher aus der Erwerbstätigkeit. Gleichzeitig dürften je-
doch Austritte aus Enttäuschung und Unzufriedenheit mit der gewerkschaftlichen Inter-
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essenwahrnehmung (Sicherung von Arbeitsplätzen, Tarifpolitik) entstanden sein. Nicht
zuletzt ist eine Reihe ehemals in der DDR-Gewerkschaft vorhandener Vorteile, wie
beispielsweise die Versorgung mit preiswerten Urlaubsplätzen oder Fahrpreisermäßi-
gungen, weggefallen. Der Verlust dieser Vorzüge und die im Vergleich zu früher höhe-
ren Mitgliedsbeiträge könnten die Entscheidung zuungunsten einer Gewerkschaftsmit-
gliedschaft beeinflußt haben. Dies dürften vor allem die Gründe für die Mitgliederverlu-
ste in den ersten Jahren nach der Wende sein. Gegenwärtig tragen Anzeichen der allge-
meinen Krise der Gewerkschaften, die ebenfalls zum Rückgang gewerkschaftlicher Or-
ganisiertheit in Westdeutschland führen, zur weiteren Verringerung des Mitgliederan-
teils im Osten bei.

Insgesamt brachte die geringe Organisationsorientierung den Ostdeutschen in der
Vergangenheit deutliche Nachteile für die Artikulation und Durchsetzung ihrer
speziellen Interessen. Neben der wichtigen Rolle, die den Vereinigungen bei der
gesellschaftlichen Konfliktaustragung zukommt, darf zudem nicht unterschätzt werden,
daß sie ein bedeutendes identitäts- und gemeinschaftsstiftendes Potential darstellen.
Inwiefern die Entwicklungen der letzten Jahre bereits eine Trendwende darstellen und
vorhandene Defizite abbauen können, muß vorerst noch offen bleiben.

4.3 Parteienakzeptanz

Bei Untersuchungen zur politischen Kultur haben Fragen der Positionierung zu den
vorhandenen Parteien eine besondere Bedeutung. Wir wollen sie über die Mitglied-
schaft in und Sympathie für eine Partei als einen Pol und die Ablehnung einer Partei als
anderen Pol betrachten. Generell gilt es dabei zu beachten, daß die Bewertungen zu den
einzelnen Parteien nicht in einem direkten Zusammenhang mit Wahlentscheidungen
stehen müssen. Allerdings reflektieren die dargestellten Sympathiebekundungen deut-
lich Wahltrends.

Entscheidungen für demokratische Parteien, wie wir sie in Ostdeutschland
feststellen, bringen die Akzeptanz des vorhandenen Parteiensystems zum Ausdruck.
Gleichzeitig zeigen die Bewertungen, daß in den neuen Bundesländern eine stabile und
dauerhafte Bindung an einzelne Parteien weitgehend fehlt. Praktisch erlebte Politik der
Parteien und die Übereinstimmung mit eigenen Zielen und Interessen werden von den
Ostdeutschen stets neu bewertet. Die schwache Parteienbindung und die stets neue
Prüfung der Parteien schließt das Wechseln in der Parteienpräferenz ebenso ein wie
keine Entscheidung für eine der Parteien (z.B. keine Wahlbeteiligung).

Die Entwicklung der Parteineigung in der ostdeutschen Transformationsgesellschaft
stößt verständlicherweise auf besonderes Interesse von Wissenschaft und Politik.
Parteien als wichtigste intermediäre Instanzen der Interessenvermittlung können in
gesellschaftlichen Umbruch- und Aufbauphasen für die Menschen verstärkt
orientierende Funktionen haben. Obwohl sich in Ostdeutschland das westdeutsche
Parteiensytem fast vollständig durchsetzte, bestehen einige Besonderheiten.
Hervorzuheben ist die Institutionalisierung der Konfliktlinie Ost-West durch die feste
Etablierung der PDS. Sie kann inzwischen nicht nur eine stabile Wählerschaft von über
20 Prozent in den neuen Bundesländern an sich binden, sondern hat durch die
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Erlangung des Fraktionsstatus bei der Bundestagswahl von 1998 und den Eintritt in eine
Regierungskoalition auf Landesebene in Mecklenburg-Vorpommern einen festen Platz
im ostdeutschen Parteiensystem (vgl. Brie 1999, S. 228).

Auch die Akzeptanz der hauptsächlich nach 1990 in den Osten expandierten Parteien
gestaltete sich weitgehend problemlos. Dabei hat sich die relativ instabile Bewertung
der einzelnen Parteien vom Anfang der 90er Jahre abgeschwächt und betrifft gerade in
den letzten Jahren nur noch einige Parteien in einem hohen Maß (vgl. Abbildung 9).

Die geringe Stabilität in der Parteienbindung unmittelbar nach der Wende erklärt sich
aus den beträchtlichen Veränderungen in der Parteienlandschaft und der noch nicht fe-
sten organisatorischen Etablierung der einzelnen Parteien. Für die Ostdeutschen zählen
neben Aspekten einer vermuteten und wahrgenommenen direkten Interessenvertretung
durch die jeweilige Partei anscheinend weitere Faktoren. Den Ostdeutschen ist es offen-
bar besonders wichtig, daß sich die relevanten gesellschaftlichen Problemstellungen
(z.B. Arbeitslosigkeit, soziale Sicherheit, Umweltschutz, allgemeine wirtschaftliche
Situation) deutlich in der Politik und der Tätigkeit der Parteien reflektieren. Einen zu-
nehmenden Einfluß auf Bewertungen hat außerdem die spürbare Einhaltung oder Nicht-
einhaltung von Wahlversprechen gewonnen. Dies erklärt besonders die starke Dynamik
der letzten Jahre in der Haltung zu den jeweiligen Regierungsparteien.

Deutliche Veränderungen zeigen sich nicht nur in der Sympathie, sondern zugleich
in der Ablehnung der jeweiligen Parteien (vgl. Tabelle 11).

Abbildung 9: Parteineigung (Mitglied/Sympathisant) 1990-1999 

- neue Bundesländer - 

Datenbasis: sfz/leben '90-'99 (gew.)
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Tabelle 11: Verhältnis zu Parteien 1990-1999 – neue Bundesländer (in Prozent)

CDU SPD
F.D.P.
(1990

LDPD)
PDS

Bündnis 90/
Die

Grünen*

Republi-
kaner

1990
Zustimmung 11 46 9 14 23 -**
Ablehnung 17 8 15 59 8 -**

1991
Zustimmung 17 37 24 13 25/28* 2
Ablehnung 39 14 15 53 15/14* 70

1992
Zustimmung 23 34 17 10 19/23* 5
Ablehnung 34 12 17 49 18/17* 76

1993
Zustimmung 18 30 13 17 29 3
Ablehnung 37 18 24 42 20 78

1994
Zustimmung 20 32 8 21 26 2
Ablehnung 29 12 22 32 17 78

1995
Zustimmung 24 36 4 20 32 1
Ablehnung 30 13 34 38 16 81

1996
Zustimmung 20 27 7 23 27 1
Ablehnung 34 17 33 35 19 82

1997
Zustimmung 15 30 5 24 24 4
Ablehnung 38 17 34 29 20 75

1998
Zustimmung 13 37 34 28 18 3
Ablehnung 40 12 5 25 27 74

1999
Zustimmung 28 29 5 26 12 2
Ablehnung 21 17 30 26 32 74

Zustimmung = Mitglied/Sympathisant
* Bis 1993 getrennt erhoben. ** 1990 nicht erhoben.
Datenbasis: sfz/leben ’90-’99.

Unmittelbar nach der Wende standen viele Bürger in Ostdeutschland neuen Ideen und
Personen aufgeschlossen gegenüber. In diesen Kontext ist u.a. die starke Sympathie für
Bündnis 90/Die Grünen einzuordnen. Identifizierte sich vor einigen Jahren noch jeder
dritte Ostdeutsche mit dieser Partei, ist ihre Akzeptanz in letzter Zeit stark rückläufig



DEMOKRATIEENTWICKLUNG IN OSTDEUTSCHLAND

34

und Positionen der Ablehnung gewinnen deutlich an Gewicht. Außerdem konnte diese
Partei ihr Sympathiepotential bei Wahlen nicht aktivieren.

Die SPD und die CDU erfahren 1999 die geringste Ablehnung. Nach den schlechten
Bewertungen, die die CDU 1997 und 1998 erhielt, bedeutet dies für diese Partei eine
deutliche Umkehrung des Trends der letzten Jahre.

Hingegen wurde der Trend der SPD, mit steigender Tendenz in Ostdeutschland die
Partei mit den meisten Sympathisanten und dem geringsten Anteil an Kritikern zu sein,
1999 gestoppt. Hinter der SPD und CDU, die 1999 hinsichtlich der Akzeptanz und
Ablehnung etwa gleich hohe Werte aufwiesen, folgt mit nur noch geringem Abstand die
PDS. Besonders ab 1993 wurden bestimmte, historisch erklärbare Vorurteile, wie sie
besonders die PDS treffen, stärker abgebaut. Die zunehmende Profilierung der PDS als
ostdeutsche Oppositionspartei führte zu ihrer erhöhten Akzeptanz und zu einem Anstieg
der Zahl ihrer Sympathisanten. 1999 ist mehr als jeder vierte Befragte Mitglied oder
Sympathisant dieser Partei, und der Anteil der Ablehnungen ist ebenso groß. Im
Vergleich dazu lag 1990 der Anteil der Sympathisanten bei 14 Prozent, und mehr als
jeder zweite (60%) lehnte die PDS ab. Damit setzt sich der Trend zur Akzeptierung der
PDS als starker Kraft im politischen Parteienspektrum fort.

In den letzten Jahren haben sich die Haltungen zur F.D.P. nur wenig verändert. Die
Sympathiewerte schwanken um fünf Prozent, während jeder dritte Befragte die Partei
ablehnt.

Die Unterstützung für die Republikaner stieg bis 1997 beachtlich an und ist danach
wieder gesunken. Eine große Mehrheit lehnt diese Partei zwar weiter ab, dennoch
lehnen nur drei von vier Ostdeutschen diese Partei kategorisch ab. Diese Resultate
müssen deshalb als ernstzunehmender Hinweis gesehen werden, daß die von ihr und
anderen rechtsgerichteten Parteien verkündeten Losungen und vertretene Ideologie
wieder zunehmend angenommen werden und daß Rechtsparteien (wie die Ergebnisse
der Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt und Brandenburg zeigen) eine gewisse
Bedeutung erlangen können.

Eine Betrachtung der Parteienakzeptanz nach sozialstrukturellen Gruppen läßt unter-
schiedliche Präferenzenprofile bei Frauen und Männern sowie eine Differenzierung
nach dem Alter und der Qualifikation erkennen (vgl. Tabelle 12).

Insgesamt sind die Unterschiede in der Akzeptanz der einzelnen Parteien zwischen
Frauen und Männern geringer geworden. Gleichzeitig halten sich die Frauen in ihren
Urteilen, besonders bei der Ablehnung von Parteien, bis auf die PDS und die
Republikaner, stärker zurück als die Männer.

Bei einer Unterscheidung nach Altersgruppen läßt sich im Vergleich zu 1997 eine
geringer gewordene Ablehnung im gesamten Parteienspektrum ausmachen. Eine
Ausnahme stellt die Position zu Bündnis 90/Die Grünen dar, sie werden von allen
Altersgruppen stärker abgelehnt. Deutlich angestiegen ist im Vergleich zu 1997 die
Ablehnung dieser Partei und der PDS bei der Altersgruppe unter 25 Jahren. Bei den
meisten Parteien besteht zwischen Akzeptanz und dem Alter kein feststehender
Zusammenhang. Lediglich bei Bündnis 90/Die Grünen und bei den Republikanern
nimmt die Zustimmung von den Jüngeren zu den Älteren ab, d.h. die Akzeptanz beider
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Parteien ist bei den Jüngsten am größten. Bei diesen Parteien liegen ebenfalls die
deutlichsten Muster der Akzeptanz nach dem Grad der beruflichen Qualifikation vor.

Tabelle 12: Verhältnis zu Parteien nach sozialstrukturellen Gruppen 1999
– neue Bundesländer (in Prozent)

CDU SPD F.D.P. PDS Bündnis 90/
Die Grünen

Republikaner

Zu-
stim-
mung

Ab-
leh-
nung

Zu-
stim-
mung

Ab-
leh-
nung

Zu-
stim-
mung

Ab-
leh-
nung

Zu-
stim-
mung

Ab-
leh-
nung

Zu-
stim-
mung

Ab-
leh-
nung

Zu-
stim-
mung

Ab-
leh-
nung

Insgesamt 28 21 29 17 5 30 26 26 12 32 2 73

Geschlecht
Männer 30 24 30 19 6 33 28 26 12 36 3 73
Frauen 27 19 27 15 5 27 25 27 13 28 1 73

Altersgruppen
unter 25 J. 26 26 25 21 6 28 29 34 18 33 6 69
25–39 J. 31 19 26 18 4 28 19 23 16 29 3 69
40–49 J. 30 22 27 17 6 32 28 28 11 34 2 74
50–59 J. 21 24 37 12 6 30 32 20 10 27 - 73
60 J. u. älter 29 20 30 17 6 30 29 29 7 34 1 80

Qualifikation
ohne
Abschluß 36 14 26 13 7 22 20 25 12 23 3 63
Facharbeiter/
Meister 27 21 28 17 5 31 22 28 9 35 3 73
Fach(hoch)-
schule 25 25 35 18 4 29 31 25 18 31 1 78
Hochschule 23 38 34 25 6 41 43 22 28 28 - 90

Datenbasis: sfz/leben ’99.

Bei Bündnis 90/Die Grünen ist die Zustimmung bei Personen mit Hochschulabschluß
am größten. Bei Personen ohne oder mit Facharbeiter- bzw. Meisterabschluß ist die
Akzeptanz hingegen am geringsten und die Ablehnung am größten. Dieses Muster trifft
ebenfalls für die PDS zu. Die Republikaner erfahren hingegen den stärksten Zuspruch
und die geringste Ablehnung bei Personen ohne beruflichen Abschluß und den
geringsten Zuspruch und die höchste Ablehnung bei den Hochqualifizierten.
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5 Schlußfolgerungen

Zehn Jahre nach den politischen und wirtschaftlichen Umbrüchen in Ostdeutschland
bestehen zwischen den Einschätzungen zur Entwicklung der persönlichen Lebensver-
hältnisse und den Bewertungen des politischen Systems deutliche Diskrepanzen. Im
Gegensatz zu den positiven Urteilen bei der Verbesserung einer Reihe objektiver Le-
bensbedingungen fallen die Urteile über das gesellschaftlichen System weitaus kriti-
scher aus. Die Systemunzufriedenheit als Nachwirkungen der DDR-Sozialisation oder
auf die Erfahrungen der Nachwendezeit zurückzuführen, greift offenbar zu kurz. In den
Bewertungen der Bürger in den neuen Bundesländern verliert die Vergleichsperspektive
zum DDR-System an Bedeutung, und im globalen Systemvergleich sprechen sich die
Ostdeutschen weiterhin deutlich für das gegenwärtige System aus. Dennoch finden un-
terhalb der globalen Vergleichsebene einzelne Elemente der früheren Ordnung (z.B.
Mitsprachemöglichkeiten im Bereich der Erwerbstätigkeit) weiterhin eine bessere Be-
wertung. Obwohl sich gerade bei den jüngeren Ostdeutschen Tendenzen einer zuneh-
menden Anpassung abzeichnen, behaupten sich bestimmte kritische Einschätzungen der
gegenwärtigen Zustände und eine höhere Wertschätzung von Einzelbestandteilen des
DDR-Systems.

Die meisten ostdeutschen Bürger vertreten demokratische Grundwerte. Die Übertra-
gung des westlichen Demokratiemodells trifft weitgehend auf Akzeptanz. Trotzdem ist
ein hoher Anteil der Ostdeutschen mit der bisherigen Demokratieentwicklung und dem
eigenen Einfluß unzufrieden. Die in diesem Bereich mit der Wende verfolgten Ziele,
Erwartungen und Hoffnungen haben sich augenscheinlich nicht ausreichend erfüllt, die
Veränderungsbereitschaft und das Streben nach Selbstbestimmung wurden praktisch
nicht gefordert bzw. konnten sich nicht durchsetzen. Die Wahrnehmung der Kluft zwi-
schen den teilweise idealistisch überzogenen Erwartungen und der eher pragmatisch
ausgerichteten Transformationsrealität führte zu Enttäuschung und Resignation.

Ursachen für kritische Einschätzungen liegen unter anderem darin begründet, daß
zwar die Demokratie allgemein akzeptiert wird, aber die vorgefundene und in den letz-
ten Jahren praktisch erlebte Demokratie bundesrepublikanischer Prägung als verände-
rungs- und verbesserungswürdig angesehen wird. Der Vergleich mit bestimmten Ele-
menten der erlebten DDR-Realität spielt in diesem Zusammenhang eine große Rolle.
Hervorzuheben ist an dieser Stelle, daß die Ostdeutschen mit ihrer Besorgnis über den
Zustand der Demokratie nicht alleinstehen, sondern Kritik und Notwendigkeiten zum
weiteren Ausbau auch verschiedentlich von der Politik geäußert wird.

Die Mitwirkungsbereitschaft und das tatsächliche Engagement der Bürger im Osten
sind nach der 'Wendeeuphorie' auf ein geringes Niveau gesunken. Die Situation hat sich
nach einem drastischen Rückgang in den letzten Jahren lediglich stabilisiert.

Zu den positiven Ergebnissen der Veränderungen der zurückliegenden zehn Jahre in
Ostdeutschland gehört, daß funktionsfähige demokratische Institutionen und Strukturen
geschaffen wurden. Das politische System der Bundesrepublik erhält im Vergleich zu
jenem der DDR eine deutlich bessere Bewertung. Da das Vertrauen der Ostdeutschen in
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verschiedene Institutionen weiterhin gering bleibt, kann allerdings von der Konstanz
einer gewissen kritischen Systemhaltung ausgegangen werden. Besonders den politi-
schen Institutionen werden bestimmte Fehler, Mängel und negative Entwicklungen in
der Transformation zum Vorwurf gemacht. Die Ostdeutschen erwarteten augenschein-
lich andere Entscheidungen, eine bessere Berücksichtigung ihrer Interessen sowie ein
stärkeres Eingreifen der Politik in die Steuerung der wirtschaftlichen Entwicklung. Ob
sich diese Haltung allein als traditionelle Elemente eines obrigkeitsstaatlichen Denkens
interpretieren lassen, bleibt anzuzweifeln.

Anzeichen, die auf eine stärkere demokratische Sensibilisierung und auf eine breite
gesellschaftliche Mitwirkung der Bürger in Ostdeutschland hinweisen, sind nur
schwach vorhanden.

Für die aktuellen Einstellungen und Haltungen der Ostdeutschen sind die Erfahrun-
gen und Werte der 'Vorwendezeit' in vielen Bereichen von nachhaltiger Wirkung. Die
Mitgliedschaft in Parteien und anderen Organisationen, die in der DDR mehr oder we-
niger zum System gehörte und zu der sich deshalb eine starke Abneigung entwickelte,
trifft weiterhin auf Zurückhaltung und Vorbehalte. In der politischen Interessenartikula-
tion und -durchsetzung wie auch allgemein im gesellschaftlichen Umgang stehen offen-
bar eher gewisse Harmoniebedürfnisse im Vordergrund als die Austragung von Interes-
senkonflikten. Statt auf Konkurrenzdemokratie setzt man stärker auf Elemente einer
breiten Konsensdemokratie. Kompromißbereitschaft, Autorität und der vermittelnde
Ausgleich werden teilweise höher geschätzt als scharf geführte Auseinandersetzungen
und vordergründig aus parteipolitischem Kalkül geführter Streit. In den Parteipräferen-
zen und letztlich ebenso in den Wahlentscheidungen lassen sich die ostdeutschen weni-
ger von fest ausgeprägten parteipolitischen Milieus beeinflussen. Hingegen haben bei
entsprechenden Entscheidungen Bewertungen der politischen Gesamtlage in der Bun-
desrepublik und besonders die Resultate der jeweiligen Landespolitik bedeutenden Ein-
fluß.

Bei einem beträchtlichen Teil der Ostdeutschen hat die bisherige Entwicklung nicht
nur deutliches Unbehagen, sondern Gefühle der Ohnmacht und der Einflußlosigkeit
entstehen lassen. Auswirkungen der dadurch entstandenen Unzufriedenheiten und Ent-
täuschungen schlagen sich in einzelnen Aspekten des politischen Lebens und besonders
im schwachen gesellschaftlichen Engagement nieder. Die Ostdeutschen sind nur zu ei-
nem geringen Teil bereit, in Parteien oder allgemein politisch aktiv zu werden. Generell
zeigt sich die starke Abhängigkeit der politischen Interessiertheit und gesellschaftlichen
Mitwirkung vom Geschlecht, Alter und der beruflichen Qualifikation. Erstaunlich
schnell passen sich dabei die Frauen, trotz der hohen Qualifikation und der weiter be-
stehenden Erwerbsbeteiligung, an das gängige westdeutsche Muster geringen gesell-
schaftlichen Engagements an. Die Einstellungen und Haltungen der jungen Generation
haben sich in den letzten Jahren beträchlich verändert und zeigen eine stärkere Tendenz
des Hineinwachsens in die neue Gesellschaft. Bestimmte Besonderheiten bleiben jedoch
auch in diesen Altersgruppen weiter erhalten. Die Höherqualifizierten bilden traditionell
den hochpolitisierten und kritischen Teil der ostdeutschen Bevölkerung.

Gegenwärtig haben sich die ostdeutschen Besonderheiten nicht nur in der wirtschaft-
lichen und sozialen Lage, sondern zugleich in den Systembewertungen und den Partizi-
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pationshaltungen verfestigt. Im Gegensatz zu dem starken Druck nach der Wiederverei-
nigung auf eine vollständige und schnelle Angleichung an entsprechende Niveaus der
alten Bundesländer besteht gegenwärtig eine Tendenz der Selbstbehauptung und einer
Akzeptanz der Unterschiedlichkeit. Die Gefahr, daß die politischen Einstellungen und
Haltungen der Resignation und Zurückhaltung in der Partizipation dauerhaft beibehalen
werden, bleibt dabei weiterhin erhalten. Für die Ostdeutschen können sich durch den
Rückzug auf reine Beobachter- und Kritikerpositionen Tendenzen hin zu Positionen
ergeben, denen es weitgehend an einer Interessenartikulation, Konfliktaustragung und
der Nutzung von Chancen zur aktiven Gestaltung der Verhältnisse mangelt.
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